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Globalisierung und die Transformation des
Parteienwettbewerbs in Österreich. Eine
Analyse der Angebotsseite

Der vorliegende Beitrag beruht auf der These, dass die Globalisierung zu einer Rekonfiguration nationa-
ler gesellschaftlicher Konfliktlagen führt. Untersucht wird dies anhand von Veränderungen des Parteien-
wettbewerbs in Österreich von 1975 bis 2002. Die thematischen Positionierungen der Parteien wurden
durch eine quantitative Inhaltsanalyse der Wahlkampfberichterstattung in Printmedien gewonnen und
mittels einer multidimensionalen Skalierung in einem politischen Raum dargestellt. Die Analyse zeigt den
Wandel des Parteienwettbewerbs und die inhaltlichen Angebote der Parteien für GewinnerInnen und
VerliererInnen der Globalisierung.
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1. Einleitung1

Nur wenige Entwicklungen unserer Zeit sind
derart umstritten wie die Globalisierung. Ihre
politischen Konsequenzen sind zahlreich und
bestehen nicht nur in neuen Formen politischer
Repräsentation auf inter- und supranationaler
Ebene, sie manifestieren sich auch im Bereich
der Nationalstaaten. Die nationale Politik ver-
liert nicht generell an Bedeutung, unterliegt je-
doch einem fundamentalen Wandlungsprozess.
In Westeuropa zeigt sich Globalisierung – bzw.
„Denationalisierung“ (Zürn 1998; 2001) – vor
allem im Prozess der europäischen Integration,
die zu mehr Transnationalität in politischen,
ökonomischen und gesellschaftlichen Bereichen
führt und daher als regionale Variante jenes glo-
balen Prozesses interpretiert werden kann
(Schmidt 2003). Die politikwissenschaftliche
Globalisierungsforschung konzentrierte sich
bisher primär auf die, mehr oder weniger stark
eingeschränkte, (national-)staatliche Hand-
lungs- und Problemlösungsfähigkeit (policy)

und die Gefährdung der demokratischen Legi-
timation von politischen Entscheidungs-
prozessen durch neue institutionelle Optionen
jenseits des Nationalstaates (polity) (z.B. Cerny
1999). Die politics-Dimension wurde bislang
hingegen nur wenig angesprochen, Untersu-
chungen konzentrierten sich vor allem auf das
Wirken neuer sozialer Bewegungen, trans-
nationaler Organisationen wie ATTAC und auch
rechtsgerichteter Gruppen (z.B. Leggewie
2003a; 2003b). Der Blick zurück in die Natio-
nalstaaten zeigt nun, dass die Konsequenzen der
Denationalisierung nicht für alle Mitglieder ei-
ner nationalen Gesellschaft gleich sind. Viel-
mehr entstehen neue Konstellationen von
GewinnerInnen und VerliererInnen, da die
Fragmentierung zuvor integrierter Gemein-
schaften zunimmt (Zürn 2001, 113). Eine zen-
trale Arena für die Artikulation dieser neuen
gesellschaftlichen Konfliktlagen ist der
Parteienwettbewerb, da die Parteien auch im
Zeitalter der Globalisierung eine führende,
wenngleich nicht mehr alleinige Rolle in der
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Artikulation und Repräsentation von Interessen
der BürgerInnen einnehmen. Die These des vor-
liegenden Beitrags lautet daher, dass die Glo-
balisierung auf nationalstaatlicher Ebene zu ei-
ner Rekonfiguration politischer Konfliktlagen
führt, einem Wandlungsprozess, der sich anhand
von Veränderungen des nationalen Parteien-
wettbewerbs erfassen lässt (Kriesi 2001; Kriesi/
Grande 2004).

In Anlehnung an das Lipset-Rokkan-Modell
gesellschaftlicher Konfliktlagen (Lipset/Rokkan
1967) kann die Epoche der Globalisierung nach
der nationalstaatlichen und der industriellen
Revolution als dritte critical juncture in der
Entwicklung moderner Gesellschaften interpre-
tiert werden. Ein solcher „Epochenbruch“ führt
zu neuen gesellschaftlichen Konfliktlagen, die
sich nicht mit den alten Gegensätzen erklären
lassen, aber erneut struktureller Art sind. Die-
ser neue Konflikt weist zwei Dimensionen auf
– eine wirtschaftliche und eine kulturelle. In
beiden Dimensionen stehen offensive inte-
grationsfreundliche, defensiven protektionisti-
schen Positionen gegenüber und bilden einen
Gegensatz, der als Nationalismus-Kosmopoli-
tismus-Cleavage bezeichnet werden kann. Die
unter anderem auch von Beck (2002, 17) ver-
tretene These, wonach die Globalisierung sozi-
ale und politische Strukturen innerhalb der
bislang nationalstaatlich verfassten Gesellschaf-
ten transformiert, bleibt in der sozialwissen-
schaftlichen Debatte nicht unwidersprochen. So
betont etwa Goldthorpe (2002, 21) den „nor-
malen Wandel“, der auch die Phase der Globa-
lisierung kennzeichne. Empirische Analysen
müssen daher zeigen, ob es zu einem derart star-
ken Wandel gekommen ist, dass das Bild eines
„Bruchs“ aufrechterhalten werden kann. Für die
Parteien, die als zentrale Akteurinnen westlicher
Demokratien im Zentrum dieser Analyse ste-
hen, ergeben sich durch die Globalisierung vie-
le Herausforderungen (Smith 2001). In Bezug
auf den Parteienwettbewerb müsste die ange-
nommene Rekonfiguration der Konfliktlagen
zunächst zu einem dealignment und einer grö-
ßeren Volatilität der WählerInnenpräferenzen
führen, ebenso zu einer höheren Intensität des
Wettbewerbs, da sich das vorhandene Elektorat
neu strukturiert. Neue Parteien treten auf, alte

Parteien verschwinden oder – und dies ist der
Normalfall – müssen sich neu orientieren. Selbst
wenn die „alten Parteien“ tatsächlich weitaus
erfolgreicher sind als vielfach behauptet, unter-
liegen sie dennoch einem thematischen Wan-
del, der die etwa von Mair (1993) vertretene
Stabilitätsthese relativiert.

Österreich stellt nun ein besonders gutes
Beispiel dar, um den aufgeworfenen Fragen
nachzugehen. Als weltmarktoffener Kleinstaat
und EU-Mitglied ist Österreich besonders stark
von Globalisierung betroffen, zudem kam es seit
den 1970er Jahren zu relativ großen Verände-
rungen des Parteiensystems. Die auf Grund der
Nationalratswahl im Jahre 2002 eingetretene
Rückkehr zu alten WählerInnenbindungen darf
nicht überbewertet werden, da kurzfristige Fak-
toren hierfür ausschlaggebend waren (Müller
2004, 352). Der vorliegende Beitrag geht
zunächst auf den theoretischen Hintergrund der
These ein und erläutert die neue Konfliktlinie
(Abschnitt 2). In Abschnitt 3 werden relevante
nationale Kontextfaktoren diskutiert, welche die
Mobilisierung des neuen Konflikts entscheidend
beeinflussen, anschließend wird die methodi-
sche Vorgehensweise erläutert (Abschnitt 4). In
Abschnitt 5 werden die Ergebnisse der Analy-
sen dargestellt, die zeigen, wie sich der thema-
tische Parteienwettbewerb in Österreich seit
Mitte der 1970er Jahre verändert hat.

2. Globalisierung als critical juncture?

Die Epoche der Globalisierung stellt für die
nationalstaatlich basierten Gesellschaften eine
neuartige und weitreichende Entwicklung dar,
deren tatsächliches Ausmaß aus unserer beglei-
tenden Beobachterperspektive zwar nur schwer
abzuschätzen ist, aber als einschneidend inter-
pretiert werden kann (Beisheim et al. 1999). Die
zunehmende Denationalisierung der westeuro-
päischen Gesellschaften und die immer loser
abgegrenzten Territorien stellen bestehende
Cleavage-Strukturen und die darauf aufbauen-
den Parteiensysteme zunehmend in Frage
(Bartolini 2000, 4). Als Erklärung für den Wan-
del nationaler Konfliktstrukturen wurden
bislang meist nationale, „endogene“ Faktoren
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herangezogen, wenngleich es „exogene“ Ent-
wicklungen gibt, deren Auswirkungen auf nati-
onale politische Konflikträume auch längerfris-
tig beträchtlich waren: etwa die „Große Depres-
sion“ von 1873-1896, der wirtschaftliche Zu-
sammenbruch von 1929 oder auch die Ölkrise
von 1973 (Gourevitch 1978, 884). Die Bedeu-
tung exogener Faktoren für die Rekonfiguration
nationaler Konfliktstrukturen beschränkt sich
jedoch nicht auf ausgeprägte Krisenzeiten. Al-
lein die stärkere Beteiligung am internationa-
len Handel, ein wesentliches Element der Glo-
balisierung, kann nationale cleavages verändern
(Rogowski 1987). Ökonomische Anpassungs-
prozesse schaffen dann Raum für politische
EntrepreneurInnen „to fundamentally reorga-
nize domestic politics“ (Milner/Keohane 1996,
16). Solche politischen „UnternehmerInnen“
sind immer noch primär die Parteien, die den
veränderten Rahmenbedingungen nicht hilflos
ausgesetzt sind, sondern sie für ihre Zwecke –
das heißt für den Gewinn von WählerInnen-
stimmen und die Kontrolle von Regierungs-
ämtern – mobilisieren können.

Die Folgen der Globalisierung – seien sie
nun tatsächliche oder von den WählerInnen nur
angenommene – sind zahlreich: Wachsende
Arbeitslosigkeit und Migration, die Ab-
wanderung von Industrien in Billiglohnländer
oder die Verbreitung von Pornografie über das
Internet werden zunehmend mit der zu großen
Öffnung eines Landes verbunden. Der Wunsch
nach einem Wiedererstarken nationaler Grenz-
ziehungen kann so an Bedeutung gewinnen,
wobei AnhängerInnen dieser Forderung im ge-
samten politischen Spektrum zu finden sind
(Berger 2000, 58). Das neue, durch die zuneh-
mende Entgrenzung ausgelöste cleavage kann
daher in zumindest zwei Dimensionen differen-
ziert werden: eine ökonomische und eine kul-
turelle. In der ökonomischen Dimension wer-
den vor allem negative Auswirkungen der Glo-
balisierung auf die soziale Gleichheit nationa-
ler Gesellschaften und die Gefährdung des eu-
ropäischen Wohlfahrtsstaates diskutiert. Hat die
Globalisierung den Nachkriegskonsens der
„goldenen Jahre“ (Lutz 1992) zerstört? In je-
dem Fall hat sie dazu beigetragen, „millions of
workers and thousands of firms“ dem Markt

auszusetzen (Schwartz 2001, 44). Seit den
1980er Jahren tritt in vielen Industriestaaten eine
wachsende Ungleichheit auf (Alderson/Nielsen
2002), von der vor allem ungelernte Arbei-
terInnen besonders stark betroffen sind (Kap-
stein 2000, 359f.). Wachsende Ungleichheit
wurde bereits im späten 19. Jahrhundert mit dem
gestiegenen Freihandel verbunden, was zu pro-
tektionistischen Abwehrreaktionen führte. Eine
erneute Abkehr von liberalen Prinzipien der
Wirtschaftspolitik erscheint auch heute nicht
ausgeschlossen (Williamson 1996). In der kul-
turellen Dimension bedeutet Globalisierung vor
allem die alltägliche Begegnung mit dem „Frem-
den“. Die zum Teil massive Zuwanderung in
westeuropäische Staaten kann zu Konflikten
führen, da EinwanderInnen – in letzter Zeit vor
allem jene muslimischen Glaubens – als Bedro-
hung der nationalen Identität (Schnapper 1994)
und als MitbewerberInnen oder gar Geg-
nerInnen bei der Verteilung von Lebenschancen,
etwa von Arbeitsplätzen oder (sozialem) Wohn-
raum, gesehen werden. In beiden Konflikt-
dimensionen des Gegensatzes stehen demnach
Optionen der Öffnung (Freihandel bzw. der
Aufbau einer multikulturellen Gesellschaft)
Optionen der Abschottung (Protektionismus
bzw. Betonung der nationalen Identität) gegen-
über.

3. Bedeutung des nationalen Kontextes

Auch wenn die Globalisierung das auslösen-
de Moment für die Transformation inner-
gesellschaftlicher Konfliktlagen ist, bedeutet
dies nicht, dass nationale Rahmenbedingungen
an Erklärungskraft verloren haben. Im Gegen-
teil: Die Art und Weise ob und wie der neue
strukturelle Konflikt in den Parteienwettbewerb
einbezogen wird, hängt von zahlreichen Fakto-
ren ab (vgl. Kriesi/Grande 2004), die zusam-
men als „nationaler Kontext“ bezeichnet und
nun anhand der Entwicklung in Österreich dis-
kutiert werden. Zunächst steht die Stärke der
traditionellen cleavages in einem negativen
Verhältnis zur Größe des neuen Konflikt-
potenzials. Nur dort, wo die alten Konflikte „ge-
löst“ sind bzw. an Bedeutung verloren haben,
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ist – ausgehend von einer Art „Nullsummen-
these“ (vgl. Kriesi/Duyvendak 1995, 5-10) – ein
Durchbruch des neuen Konflikts zu erwarten.
In Österreich war die Erklärungskraft der Sozi-
alstruktur, das heißt der beiden traditionellen
Konfliktlinien Klasse und Religion (genauer:
Religiosität) für das Wahlverhalten bis in die
1970er Jahre höher als in den meisten anderen
westeuropäischen Ländern (Haerpfer/Geh-
macher 1984; Haerpfer 1985). Seit den 1980er
Jahren haben herkömmliche sozialstrukturelle
Faktoren an Erklärungskraft für das Wahl-
verhalten stark eingebüßt, wenngleich sie
keineswegs irrelevant geworden sind (Müller
2000; Plasser et al. 2000; Plasser et al. 2003).
Die Wechselbereitschaft der WählerInnen ist
gestiegen; Parteien, Verbände und Kirchen ver-
zeichnen seit Jahren einen Rückgang an Mit-
gliedern, der bei den Parteien seit 1980 rund ein
Drittel beträgt (Mair/van Biezen 2001, 12). Im
internationalen Vergleich kann daher zu Beginn
des 21. Jahrhunderts von einer relativ geringen
Stärke der traditionellen cleavages ausgegan-
gen werden. Traditionelle Konfliktlinien verlie-
ren vor allem bei fortgeschrittener – und positi-
ver – ökonomischer Entwicklung an Bedeutung,
wogegen kulturelle Veränderungen in Richtung
postmaterieller bzw. links-libertärer Einstellun-
gen aufkommen (Inglehart 1977). Mehrere öko-
nomische Daten, etwa die Höhe des Brutto-
inlandsprodukts pro Kopf oder auch die
Arbeitslosenquote, verweisen in den 1990er
Jahren auf eine relativ günstige wirtschaftliche
Entwicklung. Bei der Egalität der Einkommens-
verteilung lag Österreich im Jahre 1999 auf
Rang sechs der EU-Mitglieder. Ferner zählt
Österreich auch zu jenen Ländern, die über ei-
nen besonders hohen Anteil an „Moderni-
sierungsgewinnern“ (Hadler 2004, 24f.) verfü-
gen. Wie andere europäische Kleinstaaten zeich-
net sich Österreich seit langem durch eine Tra-
dition der ökonomischen Offenheit und Integra-
tion in den Weltmarkt aus, die jedoch mit inter-
nen Kompensationsstrategien verbunden wur-
de (Katzenstein 1985). Dieser Handlungs-
spielraum ist durch die Globalisierung gesun-
ken. Zwar sind alle Staaten von der Globalisie-
rung betroffen, doch zählt Österreich zu den
„globalisiertesten“ Ländern der Welt,2  weshalb

hier wiederum von einem größeren Konflikt-
potenzial ausgegangen werden muss. Als öko-
nomisch relativ erfolgreiches Land ist Österreich
zudem attraktiv für EinwanderInnen, deren Prä-
senz zu kulturellen Konflikten führen kann.
Vorurteile gegenüber AusländerInnen sind umso
weiter verbreitet, je ungünstiger die (aktuelle)
wirtschaftliche Lage und je größer die Zahl der
ImmigrantInnen ist, wobei zwischen einer tat-
sächlichen Bedrohung in Bezug auf die Ver-
teilung knapper Ressourcen wie Arbeit und
Sozialleistungen und einer bloß eingeschätzten
Bedrohung unterschieden werden kann
(Quillian 1995). In Österreich ist die „Auslän-
derInnenfrage“ seit den 1980er Jahren ein zen-
trales politisches Streitthema. Der Anteil der
ausländischen Wohnbevölkerung stieg von 2,8
Anfang der 1970er Jahre bis zur Jahrtausend-
wende auf 9,1 Prozent an und ist deutlich höher
als in den meisten anderen westeuropäischen
Ländern.3

Ein weiterer Kontextfaktor bezieht sich auf
die nationale politische Gemeinschaft, die
anhand dreier Modelle konzipiert werden kann:
eines differenzialistisch-ethnischen, eines
universalistisch-republikanischen und eines
multikulturellen (Koopmans/Kriesi 1997). Wäh-
rend das „ethnische Modell“ die gemeinsame
Herkunft betont und etwa die Staatsbürgerschaft
im Normalfall allein über die Abstammung ver-
gibt, ist das „republikanische Modell“ grund-
sätzlich offen für neue Mitglieder, fordert ne-
ben der Anerkennung der politischen Ordnung
aber auch die Übernahme kultureller Verhaltens-
weisen und Leitbilder. Das „multikulturelle
Modell“ verlangt schließlich allein die Akzep-
tanz der politisch-rechtlichen Ordnung und gibt
Angehörigen von Minderheiten nicht nur mehr
Freiräume, sondern sieht in der Vielgestaltig-
keit kultureller Verhaltensweisen einen gesell-
schaftlichen Mehrwert. Republikanische, vor
allem aber ethnische Modelle tragen somit eher
zur Verschärfung des neuen Gegensatzes bei,
da ihre Adaptionsmöglichkeiten relativ gerin-
ger sind. Die Zuordnung einzelner Länder in
eines dieser Modelle ist nicht einfach: Während
etwa Großbritannien als Beispiel eines multi-
kulturellen Modells gilt und vor allem Frank-
reich für das republikanische steht, ist Öster-
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reich aufgrund des dominanten Abstammungs-
prinzips im Staatsbürgerrecht (Waldrauch/Cinar
2003, 261) eher dem ethnischen zuzuordnen.

Von zentraler Bedeutung ist ferner die Ein-
bettung in supranationale politische Organisa-
tionen. Mit seinem 1995 erfolgten EU-Beitritt
zählt Österreich zu den jüngeren Mitglieds-
ländern und darüber hinaus zu den skeptischs-
ten (Fallend 2002). Aufgrund der Position als
Nettozahler und Kleinstaat ergibt sich theore-
tisch ein hohes Konfliktpotenzial, das durch die
2004 erfolgte Osterweiterung an Schärfe gewin-
nen wird. Die Art und Weise wie ein vorhande-
nes Konfliktpotenzial politisch mobilisiert und
organisiert werden kann, ist schließlich abhän-
gig vom institutionellen Gefüge. Für das Auf-
kommen neuer Parteien sind etwa Rahmen-
bedingungen des Wahlrechts von wichtiger, je-
doch nicht allein entscheidender Bedeutung
(Willey 1998). Mehrheitsbasierte Systeme kön-
nen neue AkteurInnen bzw. Konfliktpotenziale
weniger gut in bestehende Strukturen integrie-
ren, da die Zutrittsbarrieren relativ höher sind.
Konsensbasierte Systeme besitzen hingegen
eine höhere Integrationskapazität und können
Konflikte – im Idealfall – durch langsamen
Wandel lösen. Obwohl Österreich lange Zeit als
Paradebeispiel eines auf (Eliten-)Konsenses
basierenden politischen Systems galt, gibt es seit
den 1980er Jahren viele Entwicklungen, die für
eine „Normalisierung“ in Richtung größerer
Konfliktakzeptanz sprechen (Plasser/Ulram
2002).

Viele, wenngleich nicht alle angeführten
„Kontextfaktoren“ lassen die These zu, dass der
neue, durch die Globalisierung ausgelöste Kon-
flikt in Österreich über ein relativ hohes Poten-
zial verfügt. Die politische Mobilisierung die-
ses Potenzials kann unterschiedlich erfolgen,
wobei hier ausschließlich politische Parteien
untersucht werden. Aus diesem Blickwinkel
können zwei Formen von Veränderungen un-
terschieden werden: das Aufkommen neuer und
der Wandel bestehender Parteien. Neue Partei-
en in der untersuchten Periode sind vor allem
die Grünen (Dachs 1997) und – für eine relativ
kurze Phase in den 1990er Jahren – das Libera-
le Forum (LIF) (Liegl 1997). Ferner könnte auch
die FPÖ aufgrund ihrer weitreichenden Neuo-

rientierung ab Mitte der 1980er Jahre (Plasser/
Ulram 1995) als „neue“ Partei betrachtet wer-
den, wenngleich Elemente der Kontinuität nicht
zu gering eingeschätzt werden dürfen. Die
beiden traditionellen Großparteien – SPÖ und
ÖVP – erlitten in den 1980er und 1990er Jah-
ren auf Basis der WählerInnenstimmen große
Einbrüche und standen daher vor der Heraus-
forderung einer thematischen Neuorientierung.

4. Methodische Vorgehensweise

Die vorliegende Analyse behandelt die An-
gebotsseite des Parteienwettbewerbs, also die
Themen und politischen Positionen, die in den
Wettbewerb um Stimmen eingebracht werden.4
Um die These eines „Bruchs“ nach der Be-
schleunigung der Denationalisierung in den
1980er Jahren (Zürn 2001, 114) belegen zu kön-
nen, werden vier Wahlen analysiert: als
Referenzpunkt die Nationalratswahl von 1975,
sowie die Wahlen von 1994, 1999 und 2002.
Die Wahl 1995 wurde aufgrund ihres speziel-
len Charakters nicht berücksichtigt, da sie sehr
stark auf SPÖ und ÖVP konzentriert war.

Veränderungen der thematischen Posi-
tionierung von Parteien und der daraus abgelei-
tete Wandel von Konflikträumen wurden bislang
meist über die Analyse von Wahlprogrammen
– vor allem durch die Manifesto Research Group
(MRG) (Budge et al. 2001) – und ExpertIn-
nenbefragungen (z.B. Laver/Hunt 1992) be-
stimmt. Die vorliegende Untersuchung geht
neue methodische Wege, da die thematischen
Positionierungen der Parteien anhand ihrer –
über Massenmedien vermittelten – Aussagen in
Wahlkämpfen analysiert werden. Im Gegensatz
zur ursprünglichen Konzeption der MRG ba-
siert die Vorgehensweise zudem nicht auf der
Bedeutungstheorie des Parteienwettbewerbs,
sondern erfasst auch die Richtung der inhaltli-
chen Aussagen. Dazu wurde eine Inhaltsanalyse
der größten Qualitätszeitung und der größten
Boulevardzeitung – beginnend zwei Monate vor
jeder Wahl – durchgeführt, wobei ausschließ-
lich redaktionelle Artikel und Gastkommentare
von PolitikerInnen berücksichtigt wurden.5  Auf-
grund einer zusätzlichen „Kontinuitätsklausel“
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handelt es sich bei den Zeitungen um Die Pres-
se und die Kronenzeitung. Die quantitative, auf
einzelnen Sätzen basierte Inhaltsanalyse orien-
tiert sich an einer von Kleinnijenhuis und Kol-
legen (Kleinnijenhuis/Pennings 2001) entwi-
ckelten Methode, bei der politische AkteurInnen
identifiziert und diese über einen numerischen
Wert mit einem „Objekt“ – etwa einem politi-
schen Thema oder anderen AkteurInnen – ver-
bunden werden.

Für die vorliegende Analyse werden aus-
schließlich jene 3100 erfassten Sätze herange-
zogen, die eine Partei mit einem politischen
Thema verbinden.6  Aussagen von Einparteien-
regierungen – also jener der SPÖ bei der Wahl
1975 – werden ebenfalls der entsprechenden
Partei zugeordnet. Die Anzahl der thematischen
Aussagen pro Wahlkampf liegt zwischen 565
(1975) und 989 (1999), im arithmetischen Mit-
tel sind es 775. Die in den 1990er Jahren im
Nationalrat vertretenen Parteien sind mit genü-
gend Positionierungen im Datensatz vertreten:
Sie liegen zwischen 41 (LIF 1994) und 354
(SPÖ 1999). Über Splitterparteien können hin-
gegen kaum sinnvolle Aussagen getroffen wer-
den, da sie in den Massenmedien zu wenig prä-
sent sind. Im Rohdatensatz sind sehr viele (336)
inhaltliche Kategorien vorhanden, die auf eine
begrenzte Anzahl von Themenbereichen redu-
ziert werden.7  Dies geschieht aus technischen
Gründen, da die Auswertung nur eine begrenz-
te Zahl von Themen verträgt, aber auch aus in-
haltlichen Gründen, da sich die issues von Wahl
zu Wahl ändern, doch in den meisten Fällen ei-
nem bestimmten übergeordneten Thema zuord-
nen lassen. Die hier vorgestellten Ergebnisse
basieren auf folgenden Themenkategorien, die
jeweils eine klare Richtung aufweisen:8  Wirt-
schaftsliberalismus (Wettbewerb, Deregu-
lierung und Privatisierung), Budget und Steu-
ern (Abbau von Staatsverschuldung und
Budgetdefizit, Steuersenkungen), Wohlfahrts-
staat (Ausbau bzw. Erhalt von Leistungen; ge-
gen Selbstbeteiligungen; gegen den Abbau von
Sozialbeiträgen, da dies die Finanzierung von
Maßnahmen gefährdet), Sicherheit (Krimina-
litätsbekämpfung, Polizeirechte, strengere Stra-
fen), Anti-Immigration (harte Haltungen bei
AusländerInnen- und Asylfragen), Kultur-

liberalismus (progressive Einstellungen, Frei-
heitsrechte, Gleichberechtigung), Umwelt (um-
weltpolitische Maßnahmen, Ablehnung von
Atomenergie, ökologische Landwirtschaft),
Armee (Finanzierung, Anschaffungen),9  Europa
(EU-Beitritt, Vertiefung, Erweiterung), Neutra-
lität (Beibehaltung der Neutralität, gegen einen
Nato-Beitritt, gegen eine EU-Beistandspflicht),
Institutionelle Reformen (Veränderungen des
institutionellen Status quo, z.B. direkte Demo-
kratie oder ein Ende der Sozialpartnerschaft;
Kritik am „Parteienstaat“ und dem Proporz der
Großparteien), Infrastruktur (Ausbau von Bahn
und Straße sowie der Energiegewinnung – au-
ßer Atomenergie) sowie Wissenschaft und Kul-
tur.10

Für jede Wahl wurde auf Basis dieses
Kategoriensystems berechnet, welche Bedeu-
tung die einzelnen Parteien den Themen zu-
schreiben und welche Position sie dabei einneh-
men. Die Werte für die Bedeutung basieren auf
den relativen Häufigkeiten der Themen-
nennungen, die Werte der Positionierung auf den
arithmetischen Mittelwerten der einzelnen Aus-
sagen. Aus den beiden Maßzahlen Posi-
tionierung und Bedeutung lässt sich schließlich
mittels des Verfahrens der multidimensionalen
Skalierung (MDS) eine grafische Repräsentati-
on der Daten erstellen, welche die Bewegun-
gen der Parteien im „nationalen politischen
Raum“ von 1975 bis 2002 zeigt (Abbildung 2).
MDS bestimmt, wie „ähnlich“ bzw. „unähnlich“
verschiedene analysierte Objekte – seien es Per-
sonen, Länder oder Automarken – sind. In der
hier vorgestellten Untersuchung ist „Ähnlich-
keit“ mit der Nähe einer Partei zu einem Thema
gleichzusetzen. Neben der Position der Partei-
en wird in einer gewichteten MDS (GMDS)
zusätzlich die relative Anzahl der Nennungen
als Maß für die Bedeutung eines Themas in die
Analyse einbezogen. Je häufiger eine Partei ein
bestimmtes Thema in einem Wahlkampf nennt
und je stärker, das heißt positiver, sich eine Par-
tei bei diesem Thema positioniert, desto näher
müssten daher jene Punkte in einer GMDS-
Konfiguration zu einander stehen, die diese Par-
tei und das angesprochene Thema repräsentie-
ren. Da etwa die Grünen sehr stark auf umwelt-
politische Themen setzen (Bedeutung) und
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dabei ausschließlich ökologische Positionen ein-
nehmen (Position), erwarten wir in der grafi-
schen Repräsentation der Daten eine räumliche
Nähe zwischen den Grünen und dem Thema
Umwelt, die im Zeitverlauf, aufgrund der Aus-
differenzierung des thematischen Angebots die-
ser Partei, aber abnehmen sollte.

5. Österreichs Parteiensystem 1975-2002

Wie hat sich der Parteienwettbewerb von den
1970er Jahren bis zum Anfang des 21. Jahrhun-
derts in Österreich entwickelt? Gibt es tatsäch-
lich eine derart große Veränderung, dass die
These einer Transformation – parallel zur Glo-
balisierung – aufrechterhalten werden kann? Die
Intensität des Wettbewerbs hat seit den 1970er
Jahren zugenommen (Schedler 1995), wenn-
gleich die Regierungsoptionen bis Mitte der
1990er Jahre durch den faktischen Ausschluss

der FPÖ begrenzt waren und es bis zur Formie-
rung der Koalition von FPÖ und ÖVP Anfang
2000 zu einer Art Kartellbildung der traditio-
nellen Großparteien gekommen ist. Die Zusam-
menschau verschiedenster Dimensionen des
Parteiensystems führt Müller (1997, 234) zur
Einschätzung eines „generellen Wandels“, der
zweithöchsten Veränderungsstufe in der Syste-
matik von Smith (1989). Auf Basis der klassi-
schen Typologie Sartoris (1976) konstatiert
Luther (1999, 140) Mitte der 1990er Jahre
„significant moves in the direction of polarized
pluralism“. Vielfach wird aber – abschwächend
– darauf hingewiesen, dass die Veränderungen
des österreichischen Parteiensystems im inter-
nationalen Vergleich auch als Normalisierung,
bzw. „Entaustrifizierung“ (Pelinka 1995), inter-
pretiert werden können.

Die rein numerischen Veränderungen des
Parteiensystems sind in jedem Fall beträchtlich
(Abbildung 1). Der über den Pedersenindex

Abbildung 1: Österreichs Parteiensystem 1945–2002 (numerische Aspekte)

Anmerkung: Der Pedersenindex (Pedersen 1979) wurde auf Basis jener Parteien berechnet, die zumindest ein Mal
bei einer Wahl über ein Prozent der Stimmen erreicht haben. Die Werte des „Block-Pedersen“ beziehen sich auf
einen „linken“ (SPÖ, KPÖ, Grüne, LIF, DFP) und einen „rechten Block“ (ÖVP, FPÖ, VGÖ, DU, NEIN). Die
effektive Anzahl der Parteien (Laakso/Taagepera 1979) wurde über die Mandatsprozente errechnet. Die teilweise
erfolgten Wahlwiederholungen von 1970 und 1995 sind dabei nicht berücksichtigt.
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(Pedersen 1979) berechnete WechselwählerIn-
nenanteil war im internationalen Vergleich –
abgesehen von der Wahl 1949, als die Besat-
zungsmächte Restriktionen für kandidierende
Parteien aufhoben – lange Zeit sehr gering
(Haerpfer 1985, 273). Ab den 1980er Jahren
zeigt der Index aber zum Teil sehr hohe Wer-
te,11  wenngleich die WählerInnenwanderungen
meist innerhalb von Parteiblöcken bzw. zwi-
schen nahe beieinander liegenden Parteien er-
folgten (Schedler 1995, 22). Umfragedaten be-
stätigen die Zunahme des WechselwählerIn-
nenanteils seit den 1970er Jahren (Plasser et al.
2003, 102). Veränderungen gab es aber nicht
nur bei der Volatilität der Präferenzen, sondern
auch der Anzahl der Parteien. Galt Österreich
bis in die 1970er Jahre als Zweiparteiensystem
(Pelinka 1982, 31), erfolgte von Anfang der
1980er Jahre bis Mitte der 1990er Jahre eine
Zunahme der „effektiven Anzahl“ der Parteien
(Laakso/Taagepera 1979). Seit 1995 zeigen die
Werte jedoch einen Rückgang, der u.a. das par-
lamentarische Ende des Liberalen Forums wi-
derspiegelt. Es darf jedoch nicht übersehen wer-
den, dass neue Parteien und parteiähnliche Or-
ganisationen in den 1990er Jahren mehrfach eine
relevante Zustimmung erfuhren, ohne jedoch die

Repräsentationsschranke überwinden zu kön-
nen.12

Von zentraler Bedeutung für die hier vorge-
stellte These sind jedoch nicht die Veränderun-
gen der Größenverhältnisse, sondern der the-
matische Wandel der Parteien, für dessen Be-
stimmung die Daten der Inhaltsanalyse (vgl.
Abschnitt 4) herangezogen werden. Zunächst
sind zwei Aspekte des Parteienwettbewerbs von
Interesse: die Bedeutung einzelner Themen und
das Ausmaß der inhaltlichen Polarisierung. Die
Bedeutung der Themen wird anhand der relati-
ven Anzahl der Nennungen, die inhaltliche Po-
larisierung durch die Standardabweichung der
einzelnen Parteipositionen bestimmt. Je größer
die Werte der Polarisierung sind, desto unter-
schiedlicher waren die Stellungnahmen der Par-
teien zu einzelnen Themen (Tabelle 1). Die an-
geführten Themenkategorien lassen sich – von
Ausnahmen abgesehen – so zusammenfassen,
dass die Bedeutung traditioneller Themen des
sozioökonomischen Links-rechts-Gegensatzes
und die Bedeutung neuer Themen des Libertär-
autoritär-Gegensatzes verglichen werden kön-
nen. Der Anteil der traditionellen Themen (Wirt-
schaftsliberalismus, Budget und Steuern, Wohl-
fahrtsstaat) lag 1975 bei 42,3 und sank bis 2002

Tabelle 1: Issue-Bedeutung und thematische Polarisierung bei den vier untersuchten Nationalratswahlen

Bedeutung Polarisierung
(Prozentwerte) (Standardabweichung)

1975 1994 1999 2002 1975 1994 1999 2002

Wirtschaftsliberalismus 15,58 13,37 12,23 6,88 0,11 0,28 0,32 0,38
Budget und Steuern 12,92 8,64 7,08 14,49 0,55 0,23 0,10 0,29
Wohlfahrtsstaat 13,81 8,22 18,91 12,56 0,41 0,32 0,21 0,20
Sicherheit 5,31 8,64 5,56 1,09 0,09 0,04 0,78 0,70
Anti-Immigration 0,88 4,32 2,53 6,76 0,63 0,80 0,56 0,90
Kulturliberalismus 3,89 12,12 8,59 6,88 0,14 0,54 0,44 0,48
Umwelt 3,89 1,81 5,86 11,71 0,39 0,50 0,11 0,12
Europa 1,24 5,29 1,52 8,70 0,67 0,38 0,62 0,21
Armee 0,00 7,66 9,00 10,02 – 0,17 0,07 0,62
Neutralität 0,18 3,48 5,26 2,66 0,00 0,75 0,85 0,49
Institutionelle Reformen 14,51 14,62 11,63 7,49 0,19 0,36 0,19 0,34
Infrastruktur 14,16 4,18 2,43 2,66 0,07 0,00 0,18 0,52
Wissenschaft und Kultur 13,63 7,66 9,40 8,09 0,85 0,28 0,12 0,12

(n) (565) (718) (989) (828) (565) (718) (989) (828)
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auf 33,9 Prozent. Die Summe der „neuen“ The-
men (Sicherheit, Immigration, Kulturlibera-
lismus, Umwelt, Europa und Armee) betrug
1975 nur 15,2 und verdreifachte sich bis 2002
auf 45,2 Prozent. Auch die Werte der Polarisie-
rung waren bei mehreren neuen Themen zuletzt
vergleichsweise höher als in den traditionellen
Politikfeldern, was auf einen Bedeutungsverlust
des klassischen Links-rechts-Gegensatzes hin-
weist. Eine höhere Konfliktträchtigkeit und grö-
ßere Bedeutung besitzt nun der kulturell basierte
Gegensatz.

Das primäre Interesse dieses Beitrags liegt
nun in der Darstellung des politischen Raums,
also einer Visualisierung des Parteien-
wettbewerbs. Hierfür wurden mittels einer
GMDS (vgl. Abschnitt 4) die Informationen
über die Beziehungen zwischen Parteien und
Themen für jede einzelne Wahl bestimmt und
in eine gemeinsame Konfiguration eingebettet,
um die thematischen Veränderungen – also Be-
wegungen – der Parteien im Zeitverlauf darstel-

len zu können. Für jede der vier untersuchten
Wahlen ist die Position der traditionellen Par-
teien SPÖ, ÖVP und FPÖ dargestellt, für die
Grünen die Position bei den Wahlen seit 1994
und für das LIF die Position von 1994 und 1999.
Auch die über den Zeitraum fix gesetzten Posi-
tionen der Themen sind in die Grafik (Abbil-
dung 2) eingebettet. Die errechnete Konfigura-
tion13  wurde zur besseren Interpretation der
Daten so gedreht, dass der Punkt „Wirtschafts-
liberalismus“ einen positiven X-Wert und den
Y-Wert von 0 hat. Somit ist der sozioöko-
nomische Links-rechts-Gegensatz zu „Wohl-
fahrt“ optisch leichter zu erfassen. Eine solche
Vorgehensweise ist möglich, da die errechne-
ten Distanzen zwischen den Objekten durch eine
Rotation der Konfiguration nicht verändert wer-
den (Coxon 1982, 93-94). Neben den Bewegun-
gen der Parteien wurde auch der sozio-
ökonomische Links-rechts-Gegensatz mit einer
Linie optisch hervorgehoben, ebenso die
Konfliktlinie libertär-autoritär zwischen den

Abbildung 2: Thematische Positionierung der Parteien bei den vier untersuchten Wahlen
(Ergebnisse der gewichteten multidimensionalen Skalierung)

Anmerkung: „Budget“ steht aufgrund von Platzgründen für die Themenkategorie „Budget und Steuern“, „Wohl-
fahrt“ für „Wohlfahrtsstaat“, „Kultur“ für „Wissenschaft und Kultur“. Die übrigen Kategorien entsprechen den im
Text erwähnten. „SPÖ02“ steht für die Position der SPÖ bei der Nationalratswahl 2002.
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Punkten „Anti-Immigration“ und „Kultur-
liberalismus“. Diese Vorgehensweise entspricht
theoretischen Annahmen über die Veränderun-
gen von Parteiensystemen in den 1990er Jah-
ren, ist aber kein errechnetes Ergebnis der
GMDS. Der Links-rechts-Gegensatz bezieht
sich, wie in Abbildung 2 ersichtlich, nicht nur
auf den Konflikt zwischen „Wohlfahrt“ und
„Wirtschaftsliberalismus“, er bettet auch die
Themen Umweltschutz und (egalitärer Zugang
zu) Bildung/Kultur auf der wohlfahrtsstaatlichen
Seite ein. Der Libertär-autoritär-Gegensatz be-
zieht „Europa“ auf der libertären Seite ein, wo-
mit sich eine thematische Nähe von libertären
und kosmopolitischen Angeboten zeigt. Die
Linie wurde aber nicht zwischen „Anti-Immig-
ration“ und „Europa“ gezogen, da es sinnvoller
ist, extreme Punkte miteinander zu verbinden.

Je zentraler Themen positioniert sind, als
desto konsensualer sind sie einzustufen, etwa –
ausgenommen aus Sicht der Grünen – der Be-
reich der Infrastruktur. Forderungen nach insti-
tutionellen Reformen sind in Österreich hinge-
gen sehr stark mit rechtspopulistischen Kräften
verbunden. So plädierte die FPÖ vor allem in
den 1990er Jahren regelmäßig für einen Um-
bau des staatlichen und sozialpartner-
schaftlichen Institutionengefüges (Stichwort
„Dritte Republik“). Die weit entfernte Lokali-
sierung der beiden links-libertären Parteien Grü-
ne und LIF zeigt, dass, abgesehen von der Kri-
tik an der Sozialpartnerschaft, diese beiden
Kleinparteien gewissermaßen als „Verfassungs-
parteien“ auftreten. Die Entfernung der Partei-
en zueinander hat sich im Zeitverlauf geändert:
Beginnend mit den Kleinparteien standen sich
Grüne und LIF Ende der 1990er Jahre sehr nahe
und warben um ähnliche WählerInnensegmente,
was die Liberalen ihre parlamentarische Exis-
tenz kostete. SPÖ und ÖVP standen sich in den
1970er Jahren sehr nahe, in den 1990er Jahren
vergrößerte sich aber der Abstand, vor allem bei
der letzten Wahl 2002. Die FPÖ war bis in die
1990er Jahre relativ nahe zur ÖVP positioniert,
wobei an dieser Stelle betont werden muss, dass
die kurze, genuin liberale Phase der FPÖ unter
Norbert Steger im Untersuchungszeitraum nicht
erfasst ist. Die Betonung wohlfahrtsstaatlicher
Maßnahmen und (sanfte) Kritik an wirtschafts-

liberalen Inhalten der gemeinsamen Regierungs-
politik mit der ÖVP ließen die Distanz zuletzt
wieder anwachsen. Die Bewegungen der ein-
zelnen Parteien in Bezug auf den thematischen
Raum sind sehr unterschiedlich: SPÖ und ÖVP
etwa bewegten sich im Vergleich zur Ausgangs-
position 1975 zunächst in Richtung wirtschafts-
liberaler Positionen und restriktiverer Finanz-
politik. Die SPÖ änderte ihren Kurs jedoch
zuletzt abrupt, wobei das Ausmaß dieses Wech-
sels neben der Veränderung an der Parteispitze
auch mit ihrer neuen Rolle als Oppositionspar-
tei erklärt werden kann. Auch in Bezug auf die
Libertär-autoritär-Dimension werden die Unter-
schiede zwischen der nun libertäreren SPÖ und
der konservativeren ÖVP größer. Die FPÖ nahm
1994 jene Position ein, die Kitschelt (1995) als
„winning formula“ bezeichnete, hat sich aber
davon zuletzt verabschiedet.

Welche Positionen nehmen Österreichs Par-
teien nun in Bezug auf das postulierte Nationa-
lismus-Kosmopolitismus-Cleavage ein, welche
Entwicklung – also Bewegung im nationalen
politischen Raum – haben sie vollzogen? Be-
ginnend mit der FPÖ wurde Kitschelts These
eben revidiert: Keine einzige Partei nimmt in
Österreich eine Position ein, die in der ökono-
mischen Dimension des neuen Gegensatzes ei-
ner offensiv-integrativen, in der kulturellen je-
doch einer defensiv-protektionistischen ent-
spricht. Die FPÖ hatte sich Mitte der 1990er
Jahre dieser Kombination genähert, ist davon
aber wieder abgerückt. Die ÖVP ist zuletzt ei-
ner ähnlichen Position nahe gekommen, ohne
aber ihre zentristischen Positionen komplett
aufzugeben. Die umgekehrte Kombination, also
eine kulturell offensive und wirtschaftlich de-
fensive, wird im neuen Jahrtausend sowohl von
der SPÖ als auch von den Grünen eingenom-
men. Die Rückbesinnung auf die Verteidigung
des Wohlfahrtsstaates zeigt, dass Dritte Wege
für die SPÖ wenig Bedeutung haben. Im Ge-
genteil: Die SPÖ positioniert sich nun als
Beschützerin vor Konsequenzen der ökonomi-
schen Globalisierung und macht damit von ei-
ner naheliegenden strategischen Option für
Linksparteien Gebrauch (Garrett 1998). In der
kulturellen Dimension des Konfliktes bleiben
die Grünen die offensivste Kraft, finden in der
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SPÖ aber eine Großpartei, die ihr relativ nahe
steht. Die stärkere Betonung des Wohlfahrtsstaa-
tes durch die FPÖ bricht jedoch die in den
1990er Jahren aufgekommene Bipolarität des
Parteiensystems (Bale 2003), da sich die Frei-
heitlichen hier der SPÖ angenähert haben.

Die beiden möglichen „radikalen“ Optionen
des neuen Gegensatzes sind im Parteien-
spektrum unterschiedlich besetzt: Die FPÖ
nahm zuletzt – auch in Abgrenzung zum
Koalitionspartner ÖVP – ökonomisch defensi-
ve Positionen ein und verbindet diese, wenn
auch schwächer als noch in den 1990er Jahren,
mit kulturell defensiven. Eine offensive Posi-
tionierung in beiden Konfliktdimensionen hat
im Untersuchungszeitraum allein das LIF ein-
genommen – vor allem bei der Nationalratswahl
1994. Das Ausscheiden aus dem Parlament 1999
zeigt aber, dass diese Position in Österreich auf
zu wenig Nachfrage bei den WählerInnen trifft.

Der Gegensatz zwischen Öffnung und
Abschottung ist schließlich keineswegs allein
auf Basis der Position zur Europäischen Union
bestimmbar (vgl. Pollak/Slominski 2002).
„Europa“ ist in der hier vorgestellten Konfigu-
ration eindeutig auf der libertären Seite der kul-
turellen Konfliktlinie positioniert, doch liegt das
Konzept der EU – gerade aus österreichischer
Sicht – auch relativ nahe bei wirtschaftsliberalen
Positionen. Diese werden von SPÖ und Grü-
nen (zuletzt auch von der FPÖ) nicht vertreten,
da sie das Modell der negativen Integration im
wirtschaftlichen Bereich ablehnen.

6. Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag untersuchte die
Auswirkungen der Globalisierung auf den
österreichischen Parteienwettbewerb. Die
grundlegende These war, dass die Globalisie-
rung zu einer Rekonfiguration nationaler
Konfliktlagen und Herausbildung eines neuen
strukturellen Gegensatzes zwischen Gewin-
nerInnen und VerliererInnen der Denatio-
nalisierung führt und dass sich dieser Konflikt
in der Angebotsseite des Parteienwettbewerbs
widerspiegelt. Die dargestellten Ergebnisse zei-
gen, dass Österreichs Parteien seit den 1970er

Jahren zum Teil große inhaltliche Veränderun-
gen vollzogen haben. Waren die 1990er Jahre
noch geprägt von einer Bewegung der Parteien
in Richtung marktliberaler Positionen, zeigte
sich zuletzt vor allem bei der SPÖ – aber auch
bei der FPÖ – eine (Rück-)Besinnung auf die
Verteidigung des Wohlfahrtsstaates. Auch in der
Konfliktdimension libertär-autoritär hat der
Abstand zwischen den Parteien generell zuge-
nommen, weshalb, gerade im Vergleich zur vor-
herigen Stabilität, von einer „Transformation“
gesprochen werden kann.

Lässt sich aus der Analyse der Daten her-
auslesen, welche Parteien den GewinnerInnen
und welche den VerliererInnen der Globalisie-
rung ein Angebot machen? Wenn die Ge-
winnerInnen der Globalisierung auch in Öster-
reich für eine Kombination von Marktwirtschaft
und libertären Werten stehen, haben diese 1999
ihre genuine Vertretung im Parteiensystem ver-
loren. Allein das Liberale Forum positionierte
sich in den 1990er Jahren derart, scheiterte aber
aufgrund eines offenbar zu kleinen Wähler-
segmentes. Die Grünen sind in Bezug auf die
kulturelle Konfliktdimension die legitimen
Nachfolger der Liberalen, ohne jedoch ähnlich
offene Positionen im Bereich der wirtschaftli-
chen Dimension einzunehmen. VerliererInnen
der Globalisierung erwarten von den Parteien
wiederum eine Neubelebung von Grenz-
ziehungen. In der kulturellen Dimension der
Globalisierung wird diese Position seit den
1980er Jahren von der FPÖ erfolgreich besetzt,
in der wirtschaftlichen Dimension hat die FPÖ
zuletzt ebenfalls eine verstärkt defensive Posi-
tion eingenommen und marktradikale Positio-
nen der 1990er Jahre aufgegeben bzw. weniger
stark betont. Auch die SPÖ macht den
VerliererInnen der Globalisierung ein Angebot,
verbindet dieses aber mit libertären Positio-
nierungen in der kulturellen Konfliktdimension.

ANMERKUNGEN

1 Der Beitrag präsentiert Ergebnisse des Projekts „Na-
tionaler politischer Wandel in entgrenzten Räumen.
Eine vergleichende Untersuchung zu den Auswir-
kungen der Globalisierung auf die nationale Poli-
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tik“, eines Teilprojekts des von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft finanzierten Sonder-
forschungsbereiches „Reflexive Modernisierung“
(SFB 536). Projektleiter sind Edgar Grande (LMU-
München) und Hanspeter Kriesi (Universität Zü-
rich), als Mitarbeiter sind Romain Lachat, Timotheos
Frey und Simon Bornschier in Zürich tätig, der Au-
tor in München. Während das Projekt insgesamt
sechs Länder (A, D, UK, CH, F, NL) analysiert, wird
hier allein auf die Entwicklung in Österreich einge-
gangen. Für Hinweise beim Umgang mit statisti-
schen Verfahren danke ich Romain Lachat, für wert-
volle Ratschläge dem anonymen Gutachter bzw. der
anonymen Gutachterin. Die Verantwortung für die
Durchführung der Analyse und Interpretation der
Ergebnisse liegt jedoch allein bei mir.

2 Im A. T. Kearney/Foreign Policy Magazine Globa-
lization Index 2004 liegt Österreich unter 62 erfass-
ten Ländern auf Rang neun.

3 Quelle: Internet: http://www.berlin-institut.org/pdfs/
Muenz_ Internationale%20Migration.pdf.

4 Die Nachfrageseite des Parteienwettbewerbs bleibt
späteren Publikationen vorbehalten.

5 In weiterer Folge werden auch TV-Nachrichten so-
wie Zeitungsinserate und Wahlwerbespots der Par-
teien in die Analyse einbezogen.

6 Zusätzliche Satzstrukturen ergeben sich aus Bezie-
hungen zwischen AkteurInnen, Bewertungen von
AkteurInnen, Beziehungen von AkteurInnen zu ge-
sellschaftlichen Gruppen und schließlich Aussagen
über den Zustand von AkteurInnen. Der letztgenann-
te Satztyp enthält etwa Informationen über den Ge-
brauch von Meinungsumfragen im Sinne des
„Horse-Race Journalism“.

7 Neben den dargestellten Kategorien wurden in der
Inhaltsanalyse auch Aussagen zur Regierungsbil-
dung erfasst, die hier jedoch nicht von Interesse sind.

8 Themen, die keine Richtung aufweisen (z.B. Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit), wurden in diese Ka-
tegorien nicht aufgenommen.

9 Aussagen über die Wehrpflicht wurden unabhängig
von ihrer Richtung als positiv bewertet, da beide
Sichtweisen (Berufsheer und Milizheer) als positi-
ve Aussagen zur Armee interpretiert werden kön-
nen.

10 Eine thematische Richtung der Aussagen ist viel-
fach nicht gegeben, weshalb nur solche als „posi-
tiv“ bewertet wurden, die für einen breiten Zugang
zu Kultur und Bildung eintreten. Die Frage, ob etwa
Studiengebühren „positiv“ oder „negativ“ für die
Wissenschaft (bzw. die Studierenden) sind, stellt
letztlich eine ideologische Streitfrage dar und kann
hier nicht beantwortet werden.

11 Z.B. liegt der 2002 erreichte Indexwert mit 20,2 nur
einen Punkt unter der „earthquake election“ in Dä-
nemark von 1973 (Mair 1993, 124). Im Gegensatz
zu Dänemark erfolgten die WählerInnenwan-
derungen jedoch allein zwischen bereits bestehen-
den Parteien.

12 Vor allem die Protestliste NEIN (1994 und 1995),
die konservative Grünpartei VGÖ (Vereinigte Grü-

ne Österreichs) (1990) und Richard Lugners „Die
Unabhängigen“ (1999).

13 Der Wert für die Güte der Anpassung beträgt 0,45
(Stress I) und ist somit als wenig zufriedenstellend
einzustufen. Die Darstellung der Objektdistanzen in
zwei Dimensionen ist hingegen gut belegt, da der
normalisierte Stresswert deutlich abnimmt, wenn die
Anzahl der Dimensionen von eins auf zwei erhöht
wird, bei einer weiteren Erhöhung der Dimen-
sionalität aber kaum noch sinkt. Lokale Minima
wurden durch eine große Anzahl zufällig gewählter
Ausgangskonfigurationen vermieden.
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